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Mildſchadennormen und Mildſchadenentſcheidungen. 
Von Karl Freiherrn v. Thyſebaert, k. k. Bezirkscommiſſär. 


In jüngſter Zeit hat das k. k. Ackerbauminiſterium die von ver⸗ 
ſchiedenen Seiten, insbeſondere vom Landtage Steiermarks durch das 
Landesgeſetz vom 17. September 1878, L. G. Bl. Nr. 10, angeſtrebte 


Reviſion der einzelnen den Erſatz von Wild- und Jagdſchäden betreffen⸗ 


den Normen zum Anlaß genommen, um die Frage der Neugeſtaltung 
dieſes Zweiges der Geſetzgebung zum Gegenſtande eingehender Erwägung 
zu machen. Dieſe von der Regierung kundgegebene Abſicht kann nur 
mit großer Befriedigung begrüßt werden, denn die Reviſion insbeſondere 
jener Normen, welche rückſichtlich des Wildſchadens und feines Erfatz⸗ 
anſpruches beſtehen, und die Zuſammenfaſſung derſelben in Ein Geſetz 
iſt wirklich ein dringendes im Intereſſe der Behörden und des Publi⸗ 
cums gelegenes Bedürfniß. Ein ſolcher Vorgang wird den erwünſchten 


Anlaß bieten, den Verhältniſſen der Gegenwart in jeder Beziehung 


Rechnung zu tragen, mehrere derzeit noch immer nicht hinlänglich auf- 
geklärte Streitpunkte zu beheben und endlich der durch Eutſcheidungen 
der höchſten Verwaltungsbehörden geſchaffenen politiſchen Judicatur in 
compilatoriſcher Bearbeitung Geſetzeskraft zu verleihen. 

Wenn nun aber ſchon Hand angelegt werden ſoll an die Er⸗ 
neuerung der Geſetzgebung rüdjichtlih des Wildſchadens und ſeines 
Erſatzanſpruches, ſo wäre hiemit eine ſehr paſſende Gelegenheit geboten, 
noch einen Schritt weiter zu thun und alle jagdpolizeilichen Vorſchriften, 
inſoferne ſie mit dem Jagdpatente vom 7. März 1849 und den hiezu 
erlaſſenen nachträglichen Verordnungen nicht im Widerſpruche ſtehen, 
ebenfalls einer Reviſion zu unterziehen. Es hat zwar, wie bekannt, in 
Folge Auftrages des k. k. Miniſteriums des Innern vom 15. Decem⸗ 
ber 1852, 3. 5681, eine derartige neuerliche Kundmachung der jagd- 
polizeilichen Beſtimmungen in den einzelnen Kronländern in den Jahren 
1852/53 ſtattgefunden, allein fie erfolgte nach Maßgabe der Auffaſſung 
der einzelnen Landesſtellen in ſehr verſchiedener Art. Ich verweiſe in 


dieſer Beziehung nur beiſpielsweiſe auf die einſchlägigen Republicirungen 


1 

in Niederöſterreich, Steiermark und Kärnten So enthalten die betref⸗ 
fenden Kundmachungen für Niederöſterreich (Statth.-Erlaß vom 27. De⸗ 
cember 1852, L. G. Bl. Nr. 473) und für Steiermark (Statth.-Erlaß 
vom 28. Jänner 1853, L. G. Bl. Nr. 28) die §§ 2, 3, 4, 5, 6, 
11, 12, 13, 14, 15, 16, 17, 18, 19, 20 des alten Jagdpatentes 
vom 28. Februar 1786, während die Kundmachung für Kärnten 
(Statth.⸗Erlaß vom 5. Jänner 1853, L. G. Bl. Nr. 3— 16, IT) nur 
die §8 3, 9, 10, 11, 15, 16 und 19 dieſes alten Jagdpatentes 
republicirt. Außerdem wurden ferner in Steiermark die SS 1 und 23 
und in Niederöſterreich die SS 9, 10, 21 und 26 dieſes alten Jagd⸗ 
patentes kundgemacht. Endlich theilt die niederöſterreichiſche Republication 
noch Beſtimmungen über die Ertheilung von Prämien für die Erlegung 


von Raubthieren, dann Verbote des Schießens und des Aufſtellens von 


E in der Nähe von Häuſern, weiters Vorſchriften für Streif-, 
Treib- und Kreisjagden mit und gibt ſchließlich die Beſtimmungen an, 
welche bei Auffindung eines unerlaubt erlegten Wildes zur Anwendung 
zu kommen haben. 

| Aus dieſer kurzen Ueberſicht erſieht man, daß bei dieſen Repu⸗ 
blicationen kein einheitlicher Vorgang beobachtet wurde, was zu der 
gewiß nicht gewagten Vermuthung berechtigen dürfte, daß auch in den 
übrigen Kronländern ähnliche Verſchiedenheiten rückſichtlich der gedachten 
Republicationen beſtehen werden. 

Welch' eigenthümliche Folgen dieſe in Rückſicht auf die Vollſtän⸗ 
digkeit verſchiedene Wiedergabe der jagdpolizeilichen Vorſchriften hatte, 
beweiſt uns folgender praktiſcher Fall. Die ſteiermärkiſche Landesſtelle 
hat nämlich in ihrer anläßlich eines ſpeciellen Falles ) getroffenen Eit- 
ſcheidung vom 13. Februar 1869, Z. 1571, unter Andern erklärt: 
„In der auf Grund der Weiſung des Miniſteriums des Innern vom 
15. December 1852, 3. 5681, von dieſer Landesſtelle erfolgten neuer— 
lichen Kundmachung der jagdpolizeilichen Vorſchriften erſcheinen die 
Beſtimmungen über das Verbot des Schießens in der Nähe von Wohn— 
gebäuden und der eigenmächtigen Hausdurchſuchung nicht aufgenommen. 
Mit dieſer Kundmachung wurden nach dem ausdrücklichen Wortlaute 
derſelben nur die weſentlichen, diesſalls gegenwärtig beſtehenden geſetz— 
lichen Beſtimmungen des alten Jagdpatentes vom Jahre 1786 und der 
einſchlägigen nachträglichen Verordnungen, inſoferne dieſelben durch die 
neueren geſetzlichen Anordnungen, insbeſondere durch das Jagdpatent 
vom 7. März 1849 keine Aenderung erleiden, zur genauen Befolgung 

auszugsweiſe in Erinnerung gebracht. Es unterliegt alſo keinem Zweifel, 

daß die in der niederöſterreichiſchen Kundmachung als eine der noch 
beſtehenden geſetzlichen Beſtimmungen aufgenommene Vorſchrift des 
Verbotes des Schießens in der Nähe von Wohngebäuden und der eigen— 
mächtigen Hausdurchſuchung auch für Steiermark ungeachtet der Nicht: 
aufnahme in die Republication noch Giltigkeit hat, weil fie weder mit 
dem Jagdpatente vom 7. März 1849, noch mit anderen ſpäteren geſetz— 
lichen Anordnungen im Widerſpruche ſteht.“ 
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Durch vorſtehende Ausführungen dürfte wohl hinlänglich bewieſen 
fein, daß es gelegentlich der Reviſion der den Erfah von Wild- und 
Jagdſchäden betreffenden Normen ſehr zeitgemäß wäre, ſämmtliche jagd— 
polizeiliche Vorſchriſten in einheitlicherer und vollſtändigerer Weiſe neuer⸗ 
lich kundzumachen oder, wenn nöthig, in ein einheitliches, neu redigirtes 
Geſetz zuſammenzuſaſſen. 

Dem weiten Gebiete der gegenwärtigen politiſchen Geſetzgebung 
fehlt ohnedies in ſehr empfindlicher Weiſe die Codificirung; es ſollte 
daher jeder Anlaß benützt werden, um nach und nach in den einzelnen 
Zweigen der politiſchen Geſetzgebung dieſen Uebelſtand zu beheben; mit 
der Zeit würde ſicher Vieles vereinfacht, geklärt und einheitlich zuſam⸗ 
mengefaßt werden, was die Amtirung ſehr erleichtern, bisweilen ſogar 
verkürzen könnte. 

Wie erwähnt hat alſo das k. k. Ackerbauminiſterium die Frage 
der Regelung der Wildſchadengeſetzgebung neuerlich in den Bereich der 
Discuſſion gezogen. In Folge deſſen wurden auch die Landesſtellen auf⸗ 
gefordert, eine beſtimmte Reihe von Fragepunkten zu beantworten und 
ihre praktiſchen Erfahrungen in Betreff dieſes Gegeuſtandes darzulegen. 

Im Hinblicke auf dieſe vom k. k. Ackerbauminiſterium gegebene 
Anregung will ich verſuchen, aus den mir zu Gebote ſtehenden Hilfe: 
mitteln 2) die Normen, welche derzeit über den Erſatz von Wildſchäden 
beſtehen, mitzutheilen, einige controverſe Punkte der Wildſchadengeſetz⸗— 
gebung zu beſprechen und auch die wichtigſten einschlägigen Entſchei— 
dungen der höchſten Verwaltungsbehörden, nach Materien geordnet, 
zuſammenzuſtellen Vielleicht wird dies gewiegtere Kräfte veranlaſſen, 
ihre reichen Erfahrungen im Intereſſe des Gegenſtandes zu veröffent⸗ 
lichen, damit auf Grundlage des Vorhandenen neue Geſichtspunkte für 
die künftige Geſtaltung der Wildſchadengeſetzgebung erſchloſſen werden. 

Ich werde mich natürlich nur mit deu Normen und Entſchei⸗ 
dungen über den Wildſchaden befaſſen, da ja die Jagdſchadenangelegen— 
heiten bisher zur Competenz der Gerichte gehören und nur für Steier— 
mark in allerneueſter Zeit durch das Landesgeſetz vom 17. September 
1878, L. G. Bl. Nr. 10, deu politiſchen Behörden zur Verhandlung 
und Entſcheidung zugewieſen wurden. Die Frage, ob die Competenz der 
gerichtlichen oder der politiſchen Behörden in Angelegenheiten des Wild— 
und Jagdſchadenerſatzes den Vorzug verdient, iſt eine ſo weit gehende 
und theilweiſe ſo viel beſprochene ), daß ich bei Ausführung der mir 
diesmal geſtellten Aufgabe auf dieſelbe nicht eingehen kann. 

Den Kernpunkt der Geſetzgebung hinſichtlich Wildſchaden bildet 
(leider in ziemlich vager Weiſe) der § 11 des Jagdpatentes vom 
7. März 1849, R. G. Bl. Nr. 154; durch denſelben wurde den 
einzelnen Grundbeſitzern das Recht auf Entſchädigung für erlittene 
Wildſchäden und deſſen Geltendmachung nach den beſtehenden 
Vorſchriften gegen die nach dieſem Patente zur Ausübung der 
Jagd berufenen phyſiſchen und moralischen Perſonen gewahrt. Zu 
dieſen beſteheuden Vorſchriften gehören in erſter Linie mehrere Paragraphe 
des alten Jagdpatentes vom 28. Februar 1786 (G. S. Joſef II., 
Band 11, Seite 488), welche natürlich mit Rückſicht auf das auf 
gehobene Unterthansverhältniß derzeit nur mit entsprechender Modification 
zur Anwendung gelangen können. Die wichtigſten dieſer Paragraphe 
ſind folgende: 

8 2. Jeder Befitzer einer großen oder kleinen Jagdbarkeit hat weiters die 
Freiheit, in Wäldern, Auen oder Gebüſchen Faſane einzuſetzen, Haſen und anderes 
Wild in ſeinem Bezirke mit Hunden zu jagen oder zu hetzen, inſoferne dies ohne 
Beſchädigung was immer für eines Grundbeſitzers geſchieht, als die der Jagd— 
inhaber zu vergüten gehalten ſein wird. 

§ 3. Schwarzwild (Wildſchweine) darf nur in geſchloſſenen und gegen 
allen Ausbruch gut geſicherten Thiergärten gehalten werden. Weun ein Schwarz⸗ 
wildſtück außerhalb eines Thiergartens angetroffen wird, ſo iſt es Jedermann 
zu allen Jahreszeiten erlaubt, dasſelbe, wie Wölfe, Füchſe oder ein anderes 
ſchädliches Raubthier, zu erſchießen oder ſonſt auf eine Art zu erlegen. Sollten 
ſich Jagdinhaber oder Jäger widerſetzen, ſo werden ſie zur Strafe 25 Ducaten 
zu erlegen und allen durch das ausgebrochene Stück Vieh verurſachten Schaden 


zu vergüten haben. g 
§ 15. Alle Wildfchäden, fie mögen in landesfürſtlichen oder Privatjagd— 
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barkeiten an Feldfrüchten, Weingärten oder Obſtbäumen geſchehen, müſſen den 


Unterthanen nach Maaß des erlittenen Schadens ſogleich in natura oder in 
Geld vergütet werden. Daher alle dergleichen Beſchädigungen zur Zeit, da ſte 
noch ſichtbar ſind und beurtheilt werden können, der Obrigkeit anzuzeigen ſind. 


2) Leider ſtehen mir in der Provinz eben nur mangelhafte Behelfe zu 
Gebote, weshalb ich jede Ergänzung oder Berichtigung meiner Mittheilungen mit 
Dank begrüßen werde. Das Gebotene bitte ich daher nur als Anregung zu 
weiterer gediegenerer Erörterungen zu betrachten. 


) Vergl. Z. für V. Jahrg. VII. Nr. 46 u. 47. 


Die Obrigkeit hat alsdann durch unparteiiſche Männer aus der nämlichen, oder 
nächſten Gemeinde dieſelben ſchätzen zu laſſen und um deren Beſichtigung bei 
dem Kreisamte anzulangen. 

Zu dieſer Beſichtigung hat das Kreisamt bei landesfürſtlichen Jagdbar⸗ 
keiten den nächſten kaiſerlichen, bei Privatjagdbarkeiten den Jäger der Herrſchaft 
dieſes Bezirkes beizuziehen, den Betrag des Schadens zu beſtimmen und Diejenigen, 
die die Vergütung zu machen haben, zur Bezahlung anzuhalten. 

Von älteren Verordnungen wären noch folgende zu erwähnen: 

Das Hofdeeret vom 30. Auguſt 1788, 3. 1771; dasſelbe 
beſtimmt, daß der wahre am Getreide verurſachte Schade jedesmal 
ſogleich und ohne Zeitverluſt abzuſchätzen und ſodann durch eine zweite 
Beſichtigung vor der Ernte neuerlich zu erheben iſt. 

Das Hofdecret vom 27. November 1788, 3. 3492. 
Dieſes geſtattet, daß in jenen Fällen, wo eine ſofortige Schätzung des 
Schadens nicht mit Sicherheit geſchehen kaun, dieſe Schätzung auf 
eine angemeſſene Zeit verſchoben werden könne. 

Das Hofkanzleidecret vom 12. April 1821, 3. 9687, 
(n. ö. G. S. 1821, III, 243); dasſelbe bemerkt anläßlich eines 
ſpeciellen Falles, daß eine Wildſchadenvergütung an Waldungen nicht 
ſtattfinde. 

Der Verwaltungsgerichtshof hat, wie ſpäter gezeigt werden wird, 
dieſes Hoſkanzleidecret nur als eine Specialentſcheidung, keineswegs aber 
als Normalverordnung bezeichnet. 

Das Hofkanzleideeret vom 24. September 1836, 
3. 25.588. Mit demſelben wird die Allerhöchſte Anordnung kund— 
gemacht, daß ſich bei Anwendung der das Jagdrecht normirenden Geſetze 
und Vorſchriften genau an dieſelben zu halten ſei und daß dem Jagd— 
rechtbeſitzer, ſowie jedem anderen Eigenthümer der volle Schutz ſeiner 
Rechte gebühre. Hiemit wurde neuerlich angeordnet, daß in den die 
Wildſchadenvergütungen betreffenden geſetzlichen Beſtimmungen keine 
Aenderung Platz zu greifen habe. 

Die Miniſterial verordnung vom 14. Juli 1859, 
R. G. Bl. Nr. 128. Im Grunde der Allerhöchſten Entſchließung vom 
28. Februar 1858 wurden durch dieſe Verordnung für diejeuigen Kron⸗ 
länder, für welche das Jagdpatent vom 28 Februar 1786 erlaſſen 
worden iſt, die politiſchen Behörden zur Erhebung und inſtanzmäßigen 
Entſcheldung aller Wildſchadenerſatzanſprüche als ausſchließlich berufen 
erklärt und es ſind daher alle Eingaben und Beſchwerden, welche derlei 
Angelegenheiten betreffen, bei den politiſchen Behörden erſter Inſtanz 
anzubringen. 

Trotz des Beſtandes dieſer Miniſterialverordnung gibt es aber 
auch Fälle, in welchen die Entſcheidung über Wildſchadeuerſatzanſprüche 
in die Competenz der Gerichte fallen kann. Die geſetzliche Beſtimmung 
der Competenz der politiſchen Behörden kaun natürlich nur ſür jene 
Fälle gelten, in welchen über ſolche Erſatzanſprüche nach den beſt⸗henden 
Vorſchrifteu vorzugehen iſt, wie es der $ 383 a. b. G B. und 
der $ 11 des Jagdpatentes vom Jahre 1849 ausdrücklich beſagen. 
Haben aber etwa die Parteien über die Art der Erhebung und Leiſtung 
des Wildſchadenerſatzes beſondere Uebereinkommen geſchloſſen, ſo liegen 
Privatverträge vor, in denen es ſich um Privatrechtstitel handelt. Nach 
den beſtehenden Geſetzen kann es in dieſen Fällen nur den Gerichten 
zukommen, zu entſcheiden, ob derartige Privatverträge giltig ſind und 
in welchem Umfange dieſelben die Beſtimmung des Schadens beein— 
flußen können ). 


Ich will nun einige controverſe Punkte beſprechen, welche rück— 
ſichtlich des Wildſchadenerſatzes theils noch beſtehen, theils erſt vor 
Kurzem vom Verwaltungsgerichtshofe durch definitive Entſcheidungen 
geklärt wurden. 

Zunächſt erinnere ich an die Frage in Betreff des Wildſchadens, 
den Füchſe an Feldfrüchten verurſachen und welcher nach $ 15 des 
Jagdpatentes vom 28. Februar 1786 wegen des Wortlautes: „Alle 
Wildſchäden . . . müſſen vergütet werden“ — als ein zu er⸗ 


ſetzender bezeichnet werden ſoll, während es dagegen im Hinblicke auf 


die im § 3 desſelben Patentes verfügte Einreihung des Fuchſes 
unter die ſchädlichen Raubthiere, welche Jedermann [hießen 
oder ſonſt auf eine Art zu erlegen berechtigt iſt, immerhin 
möglich ſein kann, zu beſtreiten, daß der von einem Fuchſe als von 


„ Entſcheidung des Reichsgerichtes vom 9. Juli 1874, Z. 126, Z. für V. 


Jahrg. VII, Nr. 46. Dieſe Entſcheidung iſt conform mit der anläßlich desſelben 


Gegenſtandes vom Miniſterium des Innern ausgeſprochenen Anſicht vom 25. April 
1869, 8. 5651, Z. für B. Jahrg. II, Nr. 27. 


einem ſchädlichen Raubthiere an Feldfrüchten verurſachte Wildſchade 
vergütet werden müſſe. 

In ähnlicher Weiſe kann es zweifelhaft werden, ob ein von einem 
Fuchſe au Nutzthieren, z. B. an Hühnern verurſachter Schade erſetzt 
werden müſſe. So berechtigt nämlich die bisherige Praxis ſein mag, 
dieſen Wildſchaden als einen von Seite des Jagdberechtigten nicht zu 
erſetzenden zu bezeichnen ), fo würde eine präeiſere geſetzliche Faſſung 
und weitere Erläuterung dieſes Grundſatzes doch höchſt willkommen ſein, 
nachdem andererſeits das beſtandene Staatsminiſterium bei Entſcheidung 
einzelner Fälle den Grundſatz ausgeſprochen hatte, daß alle Wildſchäden 
ohne Unterſchied, durch welche Gattung von Wild und woran ſie ver— 
urſacht wurden, zu erſetzen ſeien 9). 

Endlich mögen noch zwei Controverſen hervorgehoben werden, 
welche erſt in neuerer Zeit durch Entſcheidungen des Verwaltungs⸗ 
gerichtshofes behoben wurden. Die eine betrifft die Frage, ob ein 
Wildſchade an Laubholz, Almgeſtrüpp und Wäldern mit Bezug auf 
die im § 15 des Jagdpatentes vom 28. Februar 1786 nur beiſpiels⸗ 
weiſe enthaltene Anführung von Wildſchadenarten anzuerkennen fei, 
trotzdem doch das Hofdeeret vom 12. April 1821, 3. 9687, aus⸗ 
drücklich bemerkt, daß eine Wildſchadenvergütung an Waldungen nicht 
ſtattfindet. Intereſſant ſind ſolgende einſchlägige Entſcheidungen des 
Miniſteriums des Innern. Dasſelbe entſchied nämlich unterm 4. No⸗ 
vember 1868, 3. 13.628), daß Wildſchäden an Almgeſtrüpp zu 
erſetzen ſeien. Dagegen erkannte dasſelbe Miniſterium unterm 19. De⸗ 
cember 1876, 3. 17.217 8), daß Wildſchäden an Wäldern nicht zu 
erſetzen ſeien. Der Verwaltungsgerichtshof hat nun in drei Erkenntniſſen, 
und zwar vom 17. Februar 1877, Z. 236, Samml. Nr. 41, vom 26. Mai 
1877, 3 690, Samml. Nr. 87, und vom 14. December 1878, Z. 2075, 
Samml. Nr. 382, den Grundſatz ausgeſprochen, daß die Grundbeſitzer 
berechtigt find, für alle Wildſchädeu, auch für die in Wäldern und 
Auen vorgefallenen, Entſchädigung zu verlangen. 

In der zweiten Entſcheidung ſprach der Verwaltungsgerichtshof 
die Auſchauung aus, daß das Hofdecret vom 12. April 1821, 3. 9687, 
nur als die Entſcheidung eines einzelnen ſpeciellen Falles zu betrachten 
ſei und weder auf die Entſcheidung ähnlicher Fälle einen maßgebenden 
Einfluß üben, noch die Wirkung eines Normativs haben könne. 

Die zweite Controverſe, von der ich hier ſprechen will, betrifft 
den durch Streifwild verurſachten Wildſchaden Es wurde nämlich auf 
verſchiedene Weiſe über die Frage entſchieden, ob der Jagdinhaber den in 
ſeinem Jagdgebiete durch Streifwild verurſachten Wildſchaden erſetzen müſſe. 
Mit Miniſterial-Entſcheidung vom 21. Mai 1862, Z. 22.930 wurde 
beſtimmt, daß der durch Streifwild verurſachte Schade vom Beſitzer 
des anſtoßenden Gutsgebietes zu erſetzen ſei. Dagegen hat das Mini— 
ſterium dieſen Grundſatz inſoſerne verleugnet, als es in einem ſpeciellen 
Falle mit Erkenntniß vom 14. Mai 1870, Z. 4649 9). entſchied, 
daß die Geſammtheit aller Grundbeſitzer einer Gemeinde X zum Erſatze 
des durch Streifwild entſtandenen Wildſchadens verpflichtet ſei, weil 
dieſe Wildſchäden im Jagdgebiete der Gemeinde X vorgekommen ſind 
und nach dem beſtehenden Jagdrechte ein Jagdinhaber für den im 
Nachbarreviere verurſachten Wildſchaden nur dann für haftbar erklärt 
werden könnte wenn ihm daran ein Verſchulden durch übermäßige 
Wildhegung u. ſ. w. zur Laſt fällt. Aehnlich entſchied das Miniſterium 
am 1. October 1870, 3. 14.183 10), indem es geradezu erklärte, daß 
ein Jagdinhaber für einen auf fremdem Jagdgebiete verurſachten Wild- 
ſchaden nicht verantwortlich ſei, inſoferne nicht ein Verſchulden wie 
durch Hegung eines übermäßigen und der Cultur ſchädlichen Wildſtandes 
vorliege. Was die Heranziehung der Geſammtheit aller Grundbeſitzer 
der Gemeinde zur Leiſtung des Schadenerſatzes anbelangt (Miniſt.-Entſch. 
vom 14. Mai 1870, Z. 4649), ſo verweiſe ich auf die gediegenen 
Ausführungen des Auſſatzes in der „Zeitſchriſt für Verwaltung“, Jahr⸗ 
gang III, Nr. 29, nach welchen die Erſatzpflicht keineswegs die Ge⸗ 
ſammtheit aller Grundbeſitzer der Gemeinde, ſondern die Gemeinde als 
ſolche zu treffen hat. Hieher gehört auch die Entſcheidung des Mini⸗ 
ſteriums vom 28. April 1872, Z. 3035 1), welche den Jagdinhaber 


) Entſcheidung des an des Innern vom 29. October 1869, 
3. 14.643, 8. für V. Jahrg. II, Nr. 45. 
00 Lien bacher⸗ Oeffentliche een Jahrg. V, S. 55. 
N V. Jahrg. I, Nr. 
X, Nr. 5 
Jahrg. III, Nr. 29. 
19 Z. für V. Jahrg. III, Nr. 40. 
11) Z. für V. Jahrg. V, Nr. 24. 


Jahrg. 
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eines Revieres, in dem Wildſchweine gehalten wurden, von der Leiſtung 
des Erſatzes für den von dieſen Wildſchweinen außerhalb dieſes Jagd⸗ 
revieres angerichteten Schaden losſprach. 

Dieſe Streitfrage hat nun der Verwaltungsgerichtshof in den 
Erkenntniſſen vom 4. September 1877, Z. 1162, Samml. Nr. 116, 
und vom 23. Februar 1878, Z. 303. Samml. Nr. 217, dahin gelöſt, 
daß der Jagdinhaber zum Erſatze des in ſeinem Jagdgebiete entſtandenen 
Schadens auch dann verpflichtet ſel, wenn der Schade von Streifwild 
angerichtet wurde. Der Verwaltungsgerichtshof erklärte in dem erſteren 
Erkenntniſſe, daß die oben angeführte Miniſterial⸗Entſcheidung vom 
21. Mai 1862. Z. 22.930, als eine in einem ſpeciellen Falle er⸗ 
floſſene Particular⸗Entſcheidung auf andere, ſelbſt ganz gleiche Fälle von 
keinem Einfluſſe ſein könne; denn abgeſehen davon, daß die Beſitzer 
der gutsherrlichen Jagdreviere für einen auf fremdem Jagdgebiete 
verurſachten Wildſchaden nicht verantwortlich ſeien, ſo müſſe vielmehr 
der Jagdinhaber nach § 2 des Jagdpatentes vom Jahre 1786 und 
nach $ 11 des Jagdpatentes vom Jahre 1849 zum Erſatze des in 
ſeinem Jagdgebiete entſtandenen Wildſchadens verpflichtet ſein. In 
Anſehung der durch Streifwild angerichteten Beſchädigung könne alſo 
eine praktiſche, ohnehin kaum durchführbare Ausnahme nicht gemacht 
werden, weil jeder Jagdinhaber befugt ſei, in ſeinem Bezirke auch in 
Anſehung des vorüberziehenden Wildes, das ſeinen Bezirk betritt, zu 
fangen, zu ſchießen oder ſonſt zu erlegen ($ 4 des Jagdpatentes vom 
Jahre 1786) 12). Ueberdies gehöre ja das Streifwild zu jenen frei⸗ 
ſtehenden Sachen, bezüglich welcher dem Jagdinhaber das Vorrecht der 
Zueignung zuſtehe (88 382 und 383 a. b. G. B.). 


(Fortſetzung folgt.) 


Mittheilungen aus der Praxis. 


Zur Hereinbringung von Steuerrückſtänden kann auf Mobilien 
auch die gerichtliche Execution geführt werden. (Hofdecret vom 
10. Februar 1832, J. G. S. Nr. 258.) 


Das Geſuch der Finanzprocuratur um executive Pfändung des 
beweglichen Vermögens der Actiengeſellſchaft X. zur Hereinbringung der 
l. f. Steuern pr. 5221 fl. 56 kr. und des Gemeindezuſchlages pr. 
677 fl. 52 kr. wurde in erſter Inſtanz mit Hinweiſung auf den § 48 
der Jurisdictionsnorm vom 20. November 1852, R. G. Bl. Nr. 251, 
abgewieſen, „nachdem die Hereinbringung der l. f. Steuer- und der 
ihnen gleichgehaltenen Communalabgaben durch Execution auf bewegliche 
Sachen den politiſchen Behörden vorbehalten iſt“. 

Das Obergericht beſtätigte dieſe Entſcheidung, „weil die Erläuterung 
des Hofdecretes vom 16. Juli 1823, J. G. S. Nr. 1954, und auch 
der § 1 mit den weiteren Ausſührungsbeſtimmungen der SS 4 und 6 
der wohl nur über die Execution zur Einbringung von Zoll und Ber: 
zehrungsſteuer⸗Rückſtänden handelnden Beilagen des Hofdecretes vom 
10. Februar 1832, J. G. S. Nr. 2548, keinem Zweifel Raum geben, 
daß zur Hereinbringung von Steuerrückſtänden die Execution auf beweg⸗ 
liche Sachen nur bei den politiſchen Behörden angeſucht werden könne 
und weil die ſpäteren Verordnungen vom 5. Februar 1839, J. G. S. 
Nr. 336, und vom 10. April 1844, J G. S. Nr. 798, über etwas 
Anderes, nämlich über die Sicherſtellung bei der Uebung des Gefälls- 
ſtrafgeſetzes handeln und an der obigen Competenzabgrenzung für die 
Steuerexecution nichts änderten“. 

Der k. k. oberſte Gerichtshof gab mit Entſcheidung vom 8. Jänner 
1879, 8. 210, dem a. o. Reviſionsrecurſe der Finanzprocuratur ſtatt 
und verordnete, daß mit Abſehung von der geltend gemachten Unzu— 
ſtändigkeit mit der geſetzlichen Erledigung des Executionsgeſuches vor= 
zugehen iſt, „in Erwägung, daß in keinem Geſeve ausgeſprochen iſt, 
daß wegen rückſtändiger öffentlicher Abgaben die Execution auf beweg⸗ 
liche Sachen nur bei den une Sr angefucht werden könne, 
aus den Hofdecreten in. 19. Jänner 1784, J. G. ©. Nr. 228, vom 
23. September 1796, J. G. S. Nr. 312, vom 3. Februar 1821, 
J. G. S. Nr. 1737, 855 vom 10. Februar 1832, J. G. S. Nr. 2548, 


12) Dieſer Paragraph lautet: „Jeder Jagdinhaber iſt beſugt, in ſeinem 
Bezirke ſich auch in Auſehung des vorüberziehenden Wildes ſeines Jagdrechtes 
zu gebrauchen und das Wild, das ſeinen Bezirk betritt, auf alle mögliche, ihm 
felbſt gefällige Art zu fangen, zu ſchießen, oder ſonſt zu erlegen.“ 


vielmehr hervorgeht, daß über Rückſtände von öffentlichen Abgaben 
weder Erkenntniſſe gefällt, noch zum Behufe ihrer gerichtlichen Eintreibung 
gefordert werden können, ſondern die Gerichte ſich mit der Anmeldung, 
dem Ausweiſe und dem einſchlägigen Begehren der competenten Finanz⸗ 
oder Verwaltungsbehörde begnügen müſſen; in Erwägung, daß insbe⸗ 
ſondere nach den SS 4 und 7 der Beilage des zuletzt citirten Geſetzes 
den Verwaltungsbehörden anheimgeſtellt iſt, zu beurtheilen, ob mit der 
politiſchen Execution vorzugehen, oder ob um die Execution im gericht⸗ 
lichen Wege einzuſchreiten ſei“. Ger.⸗Ztg. 


Geſetze und Perordnungen. 


Gefetz⸗ und Verordnungsblatt für das Herzogthum Bukowina. 
1878. 
IX. Stück. Ausgeg. am 2. October. 

11. Verordnung der k. k. Landesregierung für Bukowina vom 22. Sep⸗ 
tember 1878, 3. 8080, mit welcher das Verbot der unbefugten Prävalirung mit 
Ausſtellungs⸗Auszeichnungen von Seite der Gewerbetreibenden auf Firmatafeln, 
Etiquetten, Facturen, Preiscourants ꝛc. in Erinnerung gebracht wird. 

X. Stück. Ausgeg. am 5. October. 

12. Kundmachung des Vukowinger Landesausſchuſſes v. 28. September 1878. 
(Verlegung der auf der Kotzman-Oſchechlib-Nepokoloutzer Concurrenzſtraße feſt⸗ 
geſetzten Wegmauthen.) 

13. Kundmachung der Bukowinaer k. k. Landesregierung vom 3. Oetober 
1878, 8. 9411, betreffend die Verlängerung des dem J. A. Berenger und dem 
Johann Stingl auf ein Verfahren zur continuirlichen Befreiung der Waſſer oder 
ſonſtigen Flüſſigkeiten von ſuspendirten Beſtandtheilen unterm 7. October 1876 
ertheilten ausſchließenden Privilegiums auf die Dauer des dritten Jahres. 

XI. Stück. Ausgeg. am 24. October. 

14. Kundmachung der k. k. Poſtdirection für das Herzogthum Bukowina 
vom 29. September 1878, Z. 4298, betreffend die Feſtſetzung des Poſtrittgeldes 
vom 1. October 1878 bis Ende März 1879. 

XII. Stück. Ausgeg. am 19. November. 

15. Kundmachung des Bukowinger Landesausſchuſſes v. 9. November 1878. 

(Aufſtellung der Mauthſchranken auf der K.⸗O.⸗N.⸗Concurrenzſtraße.) 
XIII. Stück. Ausgeg. am 5. December. 

16. Kundmachung des Bukowinaer Laudesausſchuſſes v. 26. November 1878. 
(Verlegung der Wegmauth auf der Hadikfalva-Radautz⸗Mardziner Coneurrenzſtraße.) 
XIV. Stück. Ausgeg, am 6. December. 

17. Kundmachung der Bukowinaer k. k. Landesregiernng vom 30. No⸗ 
vember 1878, Z. 11.560, über die Verlängerung des dem Franz Morbitzer zur 
Darftellung von Cement ertheilten Privilegiums. 

XV. Stück. Ausgeg. am 29. December. 

18. Geſetz vom 6. December 1878, betreffend die Erhöhung der Mauth- 
tarife auf der Czernowitz-⸗Nowoſielitzer Concurrenzſtraße. 

19. Kundmachung des Bukowinger Landesausſchuſſes vom 14. December 
1878, womit der Zeitpunkt für die Eröffnung des allgemeinen öffentlichen Kranken⸗ 
hauſes in Radautz und der Verpflegstarif für dieſes Krankenhaus verlautbart wird. 

20. Kundmachung des Bukowinger k. k. Landespräſidenten vom 24. De⸗ 
cember 1878, Z. 12.271, betreffend die Militär⸗Durchzugsgebühr für das Jahr 1879. 

21. Kundmachung des Bukowinaer Landesausſchuſſes vom 20. December 
1878, betreffend die Landesumlage für das Jahr 1879. 


Verordnungsblatt für den Dienſtbereich des k. k. Finanzmini⸗ 
ſteriums für die im Reichsrathe vertretenen Königreiche und Länder. 
1878. 

Nr. 33. Ausgeg. am 2. October. 

Indireete Abgaben und Staatsmonopole. 

Aufhebung des Verbotes der Ausfuhr von Torpedos. Z. 4952. F.⸗M. 
30. September. 

Nr. 34. Ausgeg. am 5. October. 
Indirecte Abgaben und Staatsmonopo le. 

Ermächtigung der Finanz⸗Bezirksbehörden, in einzelnen Fällen der vor⸗ 
ſchriftswidrigen Verwendung von Stempelmarken von der Einhebung der 
ordentlichen Stempelgebühr abzugehen. Z. 13.084. 25. September. 

Aenderung in der Einrichtung der monatlichen Zuckerſteuer⸗ und Brannt⸗ 
weinſteuer⸗Ausweiſe und der jährlichen ſtatiſtiſchen Nachweiſungen der Brannt⸗ 
weinbrennereien. Z. 25.873. 28. September. 
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Nr. 35. Aus geg. am 18. October. 
Allgemeines: 

Kundmachung des Finanzminiſteriums vom 15. October 1878, betreffend 
die Auflöſung der Wiener Landes⸗Filialcaſſe und Zuweiſung der Geſchäfte 
derſelben an die niederöſterreichiſche Landes-Hauptcaſſe und an das Wiener 
Haupt⸗Zollamt. Z. 26.676. 15. October. 

Aenderung des für das Waiſen⸗Paſſiv⸗Conkobuch vorgezeichneten Formulares. 
3. 18.024. 6. September. 

In directe Abgaben und Staatsmouopole. 

Abdruck von Nr. 126 R. G. Bl. 


Nr. 36. Ausgeg. am 9. November. 
Indireete Abgaben und Staatsmonopole. 

Abdruck von Nr. 128 und 133 R. G. Bl. 

Nr. 37. Ausgeg. am 13. November. 
Allgemeines: 

Abdruck von Nr. 134 R. G. Bl. 

Indirecte Abgaben und Staatsmonopole. 

Abdruck von Nr. 132 R. G. Bl. 

Nr. 38. Ausgeg. am 16. November. 
Allgemeines: 

Verordnung des k. k. Handelsminiſteriums vom 16. October 1878, 
betreffend die Einführung eines neuen Tarifes für Fahrpoſtſendungen und Poſt⸗ 
anweiſungen in Oeſterreich-Ungarn. H.⸗M. Z. 30.190. 

In directe Abgaben und Staatsmonopole. 

Erläuterung des § 39 der Verordnung vom 2. October 1868, Z. 31.603 
(V. Bl. Nr. 40). Z. 27.065. 10. November. 

Nr. 39. Ausgeg. am 27. November. 


In directe Abgaben und Staatsmonopole. 

Verordnung der Miniſterien der Finanzen und des Handels, betreffend 
die Durchführung des allgemeinen Zolltarifes für das öſterreichiſch-ungariſche 
Zollgebiet vom 27. Juni 1878 (R. G. Bl. Nr. 67) in Bezug auf die Verzollung 
von Baumwollgarnen (T. P. 30 a, b, e), Baumwollgeweben (T. P. 36 a, b, c) 
und Wollenwaaren (T. P. 38 c). Z. 30.942. 22. November. 

Nr. 40. Ausgeg. am 4. December. 
Indireete Abgaben und Staatsmonopole. 

Verordnung der Miniſterien der Finanzen und des Handels, betreffend 
die Durchführung des allgemeinen Zolltarifes für das öſterreichiſch-ungariſche 
Zollgebiet vom 27. Juni 1878 (R. G. Bl. Nr. 67), in Bezug auf die Verzollung 
von Mineralölen (Tarifsabtheilung 28). Z. 31.911. 2. December. 

Nr. 41. Ausgeg. am 17. December. 
Caſſe⸗ und Verrechnungswefen: 

Vereinfachung in der Verrechnung der von den Steuerämtern commiſſions⸗ 
weiſe für andere Aemter eingehobenen directen Steuern, unmittelbaren und ſonſtigen 
Gebühren. Z. 29.999. 6. December. 

Verordnung des Finanzminiſteriums vom 29. November 1878, 3. 31.475-814, 
betreffend die Verrechnung der Gebühren von Aichbedienſteten für die Vornahme 
von Aichungen außerhalb des Aichamtes und für die techniſche Aſſiſtenzleiſtung 
bei polizeilichen Revifionen. Z. 31.475. 29. November. 


Nr. 42. Ausgeg. am 24. December 


Indirecte Abgaben und Staatsmonopole: 

Verordnung der Miniſterien der Finanzen und des Handels, betreffend 
die Durchführung des allgemeinen Zolltarifes für das öſterreichiſch-ungariſche 
Zollgebiet vom 27. Juni 1878 (R. G. Bl. Nr. 67), in Bezug auf die Zoll⸗ 
behandlung von Rohzucker; Denaturirung von getrockneten Weinbeeren, Korinthen, 
Roſinen und Feigen; Denaturirung des Olivenöls; Zollbehandlung des Erzeug⸗ 
niſſe des Fiſchfanges und zollbegünſtigte Behandlung der in Iſtrien und auf den 
quarneriſchen Inſeln erzeugten Oele und Weine. Z. 33.516. 20. December. 

Verordnung der Miniſterien der Finanzen und des Handels, betreffend die 
Hinausgabe eines alphabetifchen Waarenverzeichniſſes zum allgemeinen Zolltarife 
für das öſterreichiſch⸗ungariſche Zollgebiet vom 27. Juni 1878 (R. G. Bl. 
Nr. 67). Z. 338.333. 20. December. 

Nr. 43. Ausgeg. am 28. December. 
Indirecte Abgaben und Staatsmonopole: 

Verordnung der Miniſterien der Finanzen und des Handels, betreffend 
die zollbegünſtigte Behandlung von weißer Stärke (Tarifpoſt 64 c? zu 1 fl. 50 kr. 
per 100 Kilogramm zu Appreturszwecken von Webe⸗ und Wirkwaaren, einſchließlich 
der Garne, laut Anmerkung zum alphabetiſchen Waarenverzeichniſſe S. 409) 
83. 34.181. 26. December. 


Nr. 44. Ausgeg. am 28. December. 
Allgemeines: 
Abdruck von Nr. 141 R. G. Bl. 
Nr. 45. Ausgeg. am 29. December. 
Indirecte Abgaben und Staatsmonopole. 
Abdruck von Nr. 142 R. G. Bl. 


Nr. 46. Ausgeg. am 30. December. 
Indireete Abgaben und Staatsmonopole: 

Verordnung des k. k. Finanzminiſteriums vom 28. December 1878, womit 
für den Monat Januar 1879 das Aufgeld beſtimmt wird, welches bei Verwendung 
von Silber zur Zahlung der Zollgebühren zu entrichten iſt. Z. 6346. F.⸗M. 

Nr. 47. Ausgeg. am 30. December. 


Indirecte Abgaben und Staatsmonopole: 
Verordnung der Miniſterien der Finanzen und des Handels vom 
29. December 1878, womit die Durchführungs⸗Vorſchrift zum allgemeinen Zoll⸗ 
tarife des öſterreichiſch-ungariſchen Zollgebietes erlaſſen wird. Z. 34.583. 
Nr. 48. Ausgeg. am 31. December. 
Allgemeines: 
Abdruck von Nr. 149 R. G. Bl. 
Auflaſſung des ſelbſtändigen Tabak- und Stempelverſchleiß⸗-Magazinsamtes 
in Laibach. Z. 31.970. 20. December. 
Nr. 49. Ausgeg. am 31. December. 


Indirecte Abgaben und Staats monopole: 
Verordnung der k. k. Miniſterien der Finanzen und des Handels wegen 
Abänderungen in der Nachweiſung des Waarenverkehrs beim Inslebentreten des 
neuen Zolltarifes. Z. 34.682. 31. Derember. 


Verordnungsblatt für den Dienſtbereich des Miniſteriums für 
Cultus und Unterricht. 1878. 


XX. Stück. Ausgeg. am 1. October. 


Nr. 31. Erlaß des Miniſters für Cultus und Unterricht vom 14. Sep⸗ 
tember 1878, 3. 12.127, an die Profeſſoren-Collegien ſämmtlicher philoſophiſchen 
Facultäten mit Ausnahme von Prag, womit ausgeſprochen wird, daß die auf 
die Seminar⸗Uebungen an der philoſophiſchen Facultät entfallenden Stunden in 
das geſetzliche Minimum der Collegienſtunden nicht einzurechnen ſind. 

Nr. 32. Erlaß des Miniſters für Eultus und Unterricht vom 22. Sep⸗ 
tember 1878, 8. 15.363, an die Rectorate aller Univerfitäten, betreffend die 
Vergünſtigungen, welche den zur activen Militärdienſtleiſtung einberufenen 
Studierenden gewährt werden. 

Nr. 33. Erlaß des Miniſters für Cultus und Unterricht vom 22. Sep⸗ 
tember 1878, Z. 15.363, an die Rectorate aller k. k. techniſchen Hochſchulen und 
der Hochſchule für Bodencultur, betreffend die Vergünſtigungen, welche den zur 
activen Militärdienſtleiſtung einberufenen Studierenden gewährt werden. 

XXI. Stück. Ausgeg. am 15. October. 
Nr. 34. Verordnung des Miniſters für Cultus und Unterricht vom 


21. September 1878, 8. 15.551, an alle Landesſchulbehörden, betreffend die 
Maturitätsprüfungen, welchen ſich Frauen zu unterziehen beabſichtigen. 


XXII. Stück. Ausgeg. am 1. November. 


Nr. 35. Erlaß des Miniſters für Cultus und Unterricht vom 6. October 
1878, Z. 13.510, an den Landesſchulrath für Kärnten, betreffend die Ausſtellung 
von Abgangs⸗Zeugniſſen und die Wiederaufnahme der von einer Mittelſchule im 
Laufe des Semeſters ausgetretenen Schüler. 

Nr. 36. Erlaß des Miniſters für Cultus und Unterricht vom 27. October 
1878, 3. 17.276, an alle Landesſchulbehörden, betreffend das Freihandzeichnen 
auf der erſten Unterrichtsſtufe an Mittelſchulen. 


XXIII. Stück. Ausgeg. am 15. November. 


Nr. 37. Verordnung des Miniſters für Cultus und Unterricht vom 4. Novem⸗ 
ber 1878, Z. 17.722, an alle Landesſchulbehörden, in Betreff der halben Schul⸗ 
geldbefreiung an Mittelſchulen. 

Nr. 38. Erlaß des Miniſters für Cultus und Unterricht vom 30. October 
1878, Z. 17.238, an die Decanate ſämmtlicher rechts- und ſtaatswiſſenſchaftlichen 
Facultäten, womit Weiſungen, betreffend die Anrechenbarkeit der an der Agramer 
juriſtiſchen Facultät zurückgelegten Rechtsſtudien getroffen werden. 

XXIV. Stück. Ausgeg. am 1. December. 


XXV. Stück. Ausgeg. am 15. December. 
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Verordnungsblatt für den Dienſtbereich des k. k. Ackerbaumini⸗ 
ſteriums. 1828. 
VIII. Stück. Ausgeg. am 2. October. 

Nr. 17. Verordnung der Miniſterien des Ackerbaues, des Innern und 
des Handels vom 5. Auguſt 1878, betreffend eine Aenderung der mit der 
Miniſterialverordnung vom 17. April 1876 (R. G. Bl. Nr. 64) beſtimmten 
Maßeinheit der Bodenfläche im § 5 des Waldſchaden⸗Tarifes (R. G. Bl. Nr. 109). 

Nr. 18. Verordnung des k. k. Ackerbauminiſteriums vom 10. September 
1878, Z. 9692. Abänderung der Verordnung über Befähigungs-Prüfungen für 
Candidaten landwirthſchaftlicher Lehrerſtellen an Ackerbauſchulen und landwirth— 
ſchaftlichen Mittelſchulen. 

Nr. 19. Verordnung des k. k. Ackerbauminiſteriums vom 23. September 
: 1878, 3. 9622, an ſämmtliche k. k. Forſt⸗ und Domänendirectionen, die Direction 
der Güter des buk. gr.⸗or. Religionsfondes und an ſämmtliche Forſtverwaltungen. 
Einhaltung der zehnjährigen Fällungspläne der Betriebs⸗Einrichtungselaborate. 

Nr. 20. Reſeript des Reichskriegs⸗Miniſteriums ddo. 15. April 1875, 
Abth. 2, Nr. 2259, an alle General- und die mit der Beſorgung der Heeres⸗ 
ergänzungsgeſchäfte betrauten Militär-Commanden. Heranziehung wehrpflichtiger 
Profeſſoren, Supplenten und Studirenden zur periodiſchen Waffenübung. 

IX. Stück. Ausgeg. am 1. November. 

Nr. 21. Geſetz vom 17. September 1878, giltig für das Herzogthum 

Steiermark, betreffend den Erſatz von Jagd- und Wildſchäden. 
X. Stück. Ausgeg. am 10. November. 

Nr. 22. Erlaß des Ackerbauminiſters vom 2. September 1878, 3. 1318, A.⸗M., 
an die Länderchefs, betreffend den Vorgang der politiſchen Behörden bei Vorlage von 
Recursverhandlungen in Landesculturangelegenheiten. 

Nr. 23. Erlaß des Ackerbauminiſters vom 30. April 1877, Z. 424/A.⸗M., 
betreffend das Vorgehen der Behörden bei Beſchwerden, welche vor den Ver— 
waltungsgerichtshof oder das Reichsgericht gebracht werden. 

Nr. 24. Erlaß des k. k. Miniſters des Innern vom 2. März 1877, 
3. 837/ M. J., an die Statthalter und Landespräſidenten, betreffend Weifungen 
über den Vorgang der politiſchen Behörden bei Beſchwerden, welche gegen ihre 
Entſcheidungen vor den Verwaltungsgerichtshof oder vor das Reichsgericht 
gebracht werden. 

Nr. 25. Erlaß des k. k. Handelsminiſteriums vom 16. Februar 1878, 
3. 1179, betreffend das Verbot der Einfuhr von Weinreben und allen lebenden 
Bäumen und Pflanzen nach Rumänien. 

Nr. 26. Erlaß des Miniſters für Cultus und Unterricht vom 22. Sep⸗ 
tember 1878, Z. 15.363, an die Rectorate aller k. k. techniſchen Hochſchulen und 
der Hochſchule für Bodencultur, betreffend die Vergünſtigungen, welche den zur 
activen Militärdieſtleiſtung einberufenen Studierenden gewährt werden. 

XI. Stück. Ausgeg. am 30. November. 

Nr. 27. Erlaß des k. k. Ackerbauminiſteriums vom 14. November 1878, 
3. 9673, an ſämmtliche k. k. Forſt⸗ und Domänendirectionen, betreffend Auf 
laſſung des Material-Hauptbuches. 

XII. Stück. Ausgeg. am 22. December. 

Nr. 28. Verordnung des k. k. Ackerbauminiſteriums vom 25. November 
1878, 3. 482/A.⸗M., an ſämmtliche unmittelbar unterſtehende Behörden und 
Organe, betreffend Vorzüge und Emolumente der mit dem Titel und Charakter 
einer höheren Dienſteskategorie ausgezeichneten Staatsbeamten. 


Verordnungen für die öſterreichiſchen Telegraphen-Aemter. 1878. 
Redigirt im k. k. Handelsminiſterium. 
Nr. 12. Ausgeg. am 23. October. 

Mittelegraphirung der Wortzahl bei Amts-Telegrammen Z. 20.015. 
9. October. 

Beſtimmung des Agiozuſchlages zu den Telegraphen-Gebühren und des 
Annahmewerthes der 20 Franes⸗Stücke (Napoleond'or) bei den k. k. Telegraphen— 
Caſſen für den Monat November 1878. 3. 30.379. 16. October. 


Nr. 13. Ausgeg. am 29. November. 

Beſtimmung des Agiozuſchlages zu den Telegraphen-Gebühren und des 
Annahmewerthes der 20 Franes⸗Stücke (Napoleond'or) bei den k. k. Telegraphen⸗ 
Caſſen für den Monat December 1878. Z. 33.569. 16. November. 

Aenderung in der Form und Tragzeit einiger Montursſtücke der Telegraphen⸗ 
Leitungs⸗Aufſeher und Verlautbarung einer neuen Ueberſicht über das Material⸗ 
Ausmaß rückſichtlich der Dienſtkleidung ſämmtlicher Telegraphendiener. Z. 19.074. 


13. November. 
Nr. 14. Ausgeg. am 28. December. 


Beſtimmung des Agiozuſchtages zu den Telegraphen-Gebühren und des 
Annahmewerthes der 20 Franes⸗Stücke (Napoleond'or) bei den k. k. Telegraphen⸗ 
Caſſen für den Monat Jänner 1879. Z. 36.720. 16. December. 


Beilage zum Telegraphen-Verordnungsblatte. 1828. 
Nr. 15. Ausgeg. am 12. October. 

Abänderungen zum allgemeinen Telegraphen⸗Tarife. Z. 25.718. 30. September. 
Nr. 16. Ausgeg. am 14. October. 

Aenderungen im Stande der inländiſchen Telegraphen⸗Stationen. Z. 27.781. 

Ergänzung des Liniennetzes. 30. September. 

Nr. 17. Ausgeg. am 30. October. 

Abänderungen zum allgemeinen Telegraphen⸗Tarife. Z. 28.935. 23. October. 
Nr. 18. Ausgeg. am 30. October. 
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25. October. 
Nr. 19. Ausgeg. am 9. November. 
Aenderungen im Stande der inländiſchen Telegraphen⸗Stationen. Z. 29.265. 
Ergänzung des Liniennetzes. 26. October. 
Nr. 20. Ausgeg. am 4. December. 
Abänderungen zum allgemeinen Telegraphen-Tarife. Z. 32.2 12. 29. November. 
Nr. 21. Ausgeg. am 11. December. 
Aenderungen im Stande der inländiſchen Telegraphen-Stationen. Z. 31.610. 
Ergänzung des Liniennetzes. 29. November. 
Nr. 22. Ausgeg. am 18. December. 
Abänderungenzum allgemeinen Telegraphen-Tarife. Z. 35.087. 14. December. 
Nr. 23. Ausgeg. am 31. December. 
Aenderungen im Stande der inländiſchen Telegraphen-Stationen. Z. 34.709. 
Ergänzung des Liniennetzes. 21. December. 


Poſt⸗Verordnungsblatt für das Verwaltungsgebiet des k. k. 
Handelsminiſteriums. 1828. 
Redigirt im k. k. Handelsminiſterium. 
Nr. 54. Ausgeg. am 3. October. 
Portofreiheit der Fahrpoſtſendungen und Correſpondenzen des Tetſchner 
Localvereines. H.⸗M. Z. 27.319. 21. September. 
Schluß der Poſt⸗Dampfſchifffahrten auf der Linie Frederikshavn-Chriſtians⸗ 
ſand. H.⸗M. Z. 27.499. 24. September. 
Nr. 55. Ausgeg. am 9. October. 
Zuläſſigkeit der Annahme von Frachtſendungen für die in der Herzegowina 
befindlichen Militärs. H.⸗M. Z. 28.729. 4. October. 
Berichtigung des Fahrpoſt⸗Tarifes „Türkei“. H.⸗M. Z. 27.961. 25. September. 
Auflaſſung des Poſtamtes Pedraces. H.⸗M. Z. 26.234. 27. September. 
Nr. 56. Ausgeg. am 18. October. 
Einführung eines neuen Tarifes für Fahrpoſtſendungen und Poſtanweiſungen 
in Oeſterreich⸗Ungarn. H.⸗M. Z. 30.190. 16. October. 
(Fortſetzung folgt.) 


Perſon alien. 


Seine Majeſtät haben dem a. o. Geſandten und bevollmächtigten Miniſter 
Alfons Freih. De Pont taxfrei die Würde eines geheimen Rathes verliehen. 

Seine Majeſtät haben den Oberſten im Generalſtabscorps Guſtav Ritter 
v. Thoemmel zum Miniſterreſidenten bei der fürſtlich montenegriniſchen Re⸗ 
gierung ernannt. 

Seine Majeſtät haben dem Oberbergrathe der Prager k. k. Berghaupt⸗ 
mannſchaft Andreas Ursie anläßlich deſſen Penſionirung die Allerh. Zufrieden⸗ 
heit ausdrücken laſſen. 

Seine Majeſtät haben die Miniſterial⸗Viceſecretäre Anton Monſe und 
Dr. Wenzel Nejedly zu Miniſterialſecretären im Finanzminiſterium ernannt. 

Seine Majeſtät haben dem Steueramtsadjuncten Alois Kanka das 
goldene Verdienſtkreuz verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Gemeinderathe in Fünfhaus Joh. Langauer 
das ſilberne Verdienſtkreuz mit der Krone verliehen. 

Der Miniſter des Innern hat den Statthaltereiſecretär Rudolf Bſteh 
zum Bezirkshauptmanne und den Bezirkscommiſſär Sigmund Landenberg zum 
Statthaltereifeeretär in Niederösterreich ernannt. 

Der Miniſter des Innern hat den Polizeiobercommiſſär Conſtantin 
Hofmann zum Polizeirathe, die Polizeicommiſſäre Wenzel Ort und Wenzel 
Ploch zu Obercommiſſären, dann die Concipiſten Adolf Krfchka und Emil 
Stelzig zu Polizeicommiſſären bei der Prager Polizeidirection ernannt. 

Der Miniſter des Innern hat den Bauadjuncten Guſtav Weiß zum 
Ingenieur für den Staatsbaudienſt in Niederöſterreich ernannt. 

Der Finanzminiſter hat im Einvernehmen mit dem Handelsminiſterium 
den Titular⸗Miniſterialrath Anton Ritter v. Niebauer zum Börſecommiſſär bei 
der Wiener Börſe ernannt. 

Der Finanzminiſter hat den Finanzſecretär Dr. Jofef Edlen von Moritz⸗ 
burg zum Finanzrathe der Innsbrucker Finanz⸗Landesdirection ernannt. 
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! Der Finanzminiſter hat die Miniſterialconcipiſten Dr. Wilhelm Freih. 


v. Kol benſteiner, Gedeon Ritter v. Froſchauer und Dr. Moriz Rubinftein 
zu Miniſterial⸗Viceſecretären im Finanzminiſterium ernannt. 

Der Handelsminiſter hat den Controlor bei der Telegraphenhauptſtation 
in Linz Franz Felzmann zum Obercontrolor für die Telegraphenhauptſtation 
in Prag ernannt. 


Erledigungen. 

Bezirksthierarztesſtelle für Kärnten in der eilften Rangsclaſſe mit dem 
Amtsſitze in Villach, bis 15. März. (Amtsbl. Nr. 41.) 

Secretärsſtellen bei den Telegraphenſtationen in Lemberg und Wien, je 
Eine der achten Rangsclaſſe, bis 12. März. (Amtsbl. Nr. 41.) 

Ingenieursſtelle bei der k. k. Dikaſterialgebäude⸗Direction in Wien mit 
der neunten Rangsclaſſe, bis Ende März. (Amtsbl. Nr. 43.) 

Salinenarztesſtelle im Salinen⸗Curbezirke Ebenſee mit 900 fl. Beſtallung 
und 300 fl. Pauſchale jährl., bis 21. März. (Amtsbl. Nr. 44.) 

Secundararztesſtelle bei den Laibacher Wohlthätigkeitsanſtalten mit 400 fl. 
Jahresremuneration, Naturalwohnung, Holzdeputat ꝛc., bis 15. März. (Amts⸗ 
blatt Nr. 45.) 

Bauinſpicientenſtelle bei dem n.⸗6. Landesausſchuſſe in Wien, mit der 
zehnten Rangsclaſſe, bis 20. März. (Amtsbl. Nr. 46.) 

Bezirkscommiſſärsſtelle bei der n.⸗ö. Statthalterei mit der neunten Rangs⸗ 
claſſe, bis 10. März. (Amtsbl. Nr. 46.) 

Bezirkshauptmannsſtelle im Innsbrucker Verwaltungsgebiete in der ſiebenten 
Rangsclaſſe, bis 15. März. (Amtsbl. Nr. 46.) 
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Dieſe Sammlung umfaßt die in Oeſterreich ſeit dem Beſtehen von Eifen- 
bahnen bis zum Schluſſe des Jahres 1878 erfloſſeuen, nach dem heutigen Stande der 
Gefchaehung nach praltiſchen oͤherſt⸗ und ober-, ſowie berwaltungsgerichtlichen 
Judicate über principiell wichtige Fragen des Eiſenbahnrechtes. Die einzelnen 
in die Sammlung aufgenommenen Rechtsfülle (975 am der Dahl), wovon ein großer 
Theil noch nirgend puhlicirt worden iſt, find ansnahmslos auf Grund der dem 
Herrn verfaſſer feitens ſämmtlicher öſterr. Eiſenbahnverwalkungen zur verfügung 
gefellten und beziehungsweiſe bei den Gerichten excerpirten Originalacten bearbeitet 
und behandeln das ganze Gebiet des Eiſenbahnrechtes, insbeſondere: Eiſenbahn. 
conceſſionsweſen (Staatsgarantie, Colliſion von Eiſenbahnconceſſionen), Jau (Expro⸗ 
priation, Haftung für Schäden in Folge des Bahnbaues, Verhältniß zu den Bau⸗ 
unternehmungen), Vetrieb (Frachtgeſchäft, Perſonentransport, Haftpflicht für 
körperliche Verletzung, Sachbeſchädigung aus dem Betriebe), Verhältuiß zu dem 
perſonale (Haftung für dasſelbe, Diseiplinargewalt, Penſtonsfonde ꝛc. ꝛc.), Eiſen⸗ 
bahnbücher, Eiſenbahnprioritäten, Curatel, Couponwährungsprojecte, Competenz⸗ 
conflicte, ſowie ſonſtige Fragen des formellen, materiellen, contentiöſen und 
officiöſen eivilen und eriminellen Ciſenbahnrechtes. Auf dieſe von einem Fachmanne 
ſeit langer Zeit vorbereitete Sammlung kann jetzt in allen Buchhandlungen 
pränumerirt werden. 

Das Manuſcript iſt vollſtändig vorhanden, raſches Erſcheinen geſichert. 
Probeſeiten, zugleich Satz- und Druckprobe bildend, ſtehen auf gef. Verlangen 
gratis und franco zu Dienſten. 

Um Verwechslungen vorzubeugen, wolle man gef. Röll's vollſtändige 
Sammlung eiſenbahnrechtlicher Entſcheidungen verlangen. 


Manz'ſche k. k. Hof⸗Verlags⸗ und Univerſitäts⸗Buchhandlung in Wien. 
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